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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Sicherheitsgurte und 
Rückhaltesysteme für Kraftfahrzeuge und 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Kopfstützen für Sitze von Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/3175 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft wird durch unterschiedliche Konstruktionsvor- 
schriften behindert. Eine Vereinheitlichung beseitigt Handels- 
hemmnisse und dient der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch zwei Richtlinien sollen die Vorschriften über Sicherheits- 
gurte und Kopfstützen für Kraftfahrzeuge vereinheitlicht wer- 
den. Für Sicherheitsgurte, nicht jedoch für Kopfstützen ist eine 
Ausrüstungspflidit vorgesehen. 

Billigung im Ausschuß bei einer Stimmenthaltung 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Straßmeir 


Die in Drucksache 7/3175 enthaltenen zwei Richt- 
linienvorschläge wurden mit Schreiben des Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages vom 31. Januar 1975 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen, der die 
Vorlage in seiner Sitzung am 23. April 1975 behan- 
delt hat. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche technische Konstruktionsvorschrif- 
ten behindert. Ziel der vorliegenden beiden Richt- 
linienvorschläge ist es, diese Vorschriften bezüglich 
der Sicherheitsgurte und der Kopfstützen aneinander 
anzupassen, damit auf diese Weise das gemein- 
schaftliche Betriebserlaubnisverf ähren anwendbar 
wird. Eine solche Anpassung dient auch der Erhö- 
hung der Verkehrssicherheit. 

Der erste Richtlinienentwurf sieht für neue Fahr- 
zeuge eine allgemeine Ausrüstungspflicht mit Si- 
cherheitsgurten vor, die bestimmte Anforderungen 
erfüllen müssen. Für die vorderen Sitze müssen 
Dreipunktgurte angebracht werden, während für die 
hinteren Sitze nur Beckengurte vorgeschrieben wer- 
den, durch die verhindert werden soll, daß die In- 
teressen bei Unfällen nach vom durch den Wagen 
geschleudert werden. Der Ausschuß stellt hierzu 
fest, daß die Ausrüstungspflicht mit Gurten für die 
hinteren Wagensitze über die geltenden deutschen 
Vorschriften hinausgeht. Die vorgesehene Neurege- 
lung ist jedoch sinnvoll, weil sie dem Schutze aller 
Insassen im Kraftfahrzeug dient. 


In dem zweiten Richtlinienentwurf in Drucksache 
7/3175 sind technische Normen für Kopfstützen vor- 
gesehen, ohne daß hier jedoch eine allgemeine Aus- 
rüstungspflicht geplant wird. Hierzu wurde dem 
Ausschuß von dem zuständigen Vertreter des Bun- 
densministeriums für Verkehr mitgeteilt, daß nach 
den neuesten Ergebnissen wissenschaftlicher Ver- 
suchsreihen bei einem Aufprallunfall die gefähr- 
lichen Halswirbelverletzungen des angeschnallten 
Fahrers schon dann eintreten, wenn der Körper 
nach vorne geschleudert wird, also nicht erst beim 
Zurückschnellen des Körpers, so daß in diesen Fäl- 
len die Kopfstützen keinen Schutz bieten können. 
Der Ausschuß ist jedoch der Auffassung, daß bei 
Auf fahrunfällen die Insassen des vorderen Fahr- 
zeuges einen erheblichen zusätzlichen Schutz durch 
Kopfstützen erhalten. Es sollte daher auch für die 
Zukunft der Weg für die obligatorische Einführung 
von Kopfstützen auf nationaler Basis offenbleiben. 
Zu diesem Zwecke schlägt der Ausschuß eine Ent- 
schließung vor, durch die die Bundesregierung auf- 
gefordert werden soll, in Brüssel darauf hinzuwir- 
ken, daß die Sitze von Kraftfahrzeugen künftig in 
jedem Falle mit Befestigungseinrichtungen für Kopf- 
stützen versehen werden müssen, so daß der Kraft- 
fahrer in der Lage ist, diese zusätzliche Sicherungs- 
einrichtung nach vorerst eigenem Ermessen anzu- 
bringen. Im übrigen wird Kenntnisnahme von den 
beiden Richtlinienentwürfen empfohlen. 

Der Ausschuß hat diesen Beschluß bei einer 
Stimmenthaltung gefaßt. 


Bonn, den 23. April 1975 


Straßmeir 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von den zwei Richtlinienvorschlägen in Drucksache 7/3175 wird Kenntnis 
genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß die Sitze in Kraftfahrzeugen künftig mit Befesti- 
gungseinrichtungen für Kopfstützen versehen werden müssen, so daß der 
Kraftfahrer in der Lage ist, diese zusätzliche Sicherungseinrichtung nach eige- 
nem Ermessen anzubringen. 


Bonn, den 23. April 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen 

Börner Straßmeir 

Vorsitzender Berichterstatter 
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